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Einleitung

»Alles kommt vom Bergwerk her« lautet ein alter und vielzitierter Spruch aus der Rohstoffwelt. In der Tat: Die alte Erkenntnis, dass Rohstoffe die Grundlage für sämtliche Wirtschaftsbereiche bilden, ist auch im 21. Jahrhundert zutreffend. Die wirtschaftliche Bedeutung von Rohstoffen hat sich über die Jahrhunderte gewandelt. Die Menschheit hat das Kohlezeitalter im 19. und 20. Jahrhundert und das Fossilzeitalter im 20. und beginnenden 21. Jahrhundert hervorgebracht. Gegenwärtig durchleben wir eine weitere Transformationsphase: Zu Kohle, Metallen, Uran, Öl und Gas kommen eine ganze Reihe neuer Rohstoffe, die unsere moderne Zivilisation prägen. Die neuen Zukunftsrohstoffe gelten seit einigen Jahren als »kritisch« und sogar »strategisch«. Die Rede ist von den Elementen der Seltenen Erden. Doch warum sind sie kritisch und für wen? Wer legt das fest: die Wirtschaft, die Politik, die Wissenschaft oder das Militär?

Seltene Erden zählen mittlerweile zur wichtigsten Rohstoffgruppe für die Alltags- und Hochtechnologien dieses Jahrhunderts: Erneuerbare Energien, Unterhaltungselektronik und sogar militärische Systeme – sie alle hängen von Seltenen Erden ab. Diese Rohstoffgruppe ist unentbehrlich geworden. Wie bei jedem relevanten Rohstoff stellen sich Fragen nach dessen geologischer Knappheit und wirtschaftlichem Gebrauch. Unternehmen und Staaten wetteifern um die besten Lagerstätten und die Kontrolle ganzer Lieferketten. Steht der Menschheit nach dem Ölzeitalter und den Kriegen um das schwarze Gold ein globaler Kampf um Seltene Erden bevor? Droht gar ein Weltkrieg um die Rohstoffe der Zukunft? Oder gelingt es der Menschheit, das Schlimmste zu verhindern und den Wettbewerb mit friedlichen Mitteln auszutragen?

Für Deutschland und Europa bedeutet der neue Rohstoff-Wettbewerb eine weitere Zeitenwende neben der in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Denn die Verfügbarkeit von Seltenen Erden ist nicht nur eine geoökonomische Herausforderung, sondern auch eine sicherheitspolitische und globalstrategische. Viel zu lang hat sich die Bundesrepublik jedoch der Illusion hingegeben, dass die globalen Märkte störungsfrei funktionieren würden. Die Frage der Rohstoffversorgung wurde an die Industrie abgeschoben. Geopolitik und die Kontrolle über Lieferketten und Schlüsseltechnologien spielte im politischen Berlin lange Zeit keine Rolle. Nun rächt sich diese Vernachlässigung im geostrategischen Denken und Sichern der eigenen Rohstoffversorgung. China kontrolliert seit mehreren Jahrzehnten den Markt für Seltene Erden und hat ein in der Wirtschaftsgeschichte einmaliges Rohstoffimperium errichtet. Deutschland und Europa hängen am Rohstofftropf der kommunistischen Staats- und Parteiführung. Die Versorgungskrise mit Seltenen Erden im Jahr 2025 war ein weiterer Weckruf für Berlin und Brüssel, gegenzusteuern. Der alte Befund, wonach Deutschland in der Verteidigung nur bedingt abwehrbereit sei, gilt auch für die Rohstoffpolitik: Deutschland ist nur bedingt abbaubereit und damit abhängig und erpressbar vom Ausland.

Es ist höchste Zeit, sich lange vernachlässigten Fragen der Rohstoff-Geopolitik zu widmen. Andere Länder sind schon wesentlich weiter. Die USA unter Präsident Trump bereiten den großen Wiedereinstieg ins Bergbaugeschäft vor, um ihre Versorgung mit wirtschafts- und verteidigungskritischen Rohstoffen besser aufzustellen. Die US-Regierung will sich nicht der Gnade Pekings aussetzen und möglichst unabhängig von China und anderen Rivalen sein. Japan und Australien gehen einen ähnlichen Weg und kooperieren bei der Förderung Seltener Erden. Neue Akteure wie Saudi-Arabien drängen auf den Markt und müssen in der globalen Rohstoff-Geopolitik ihren Platz finden. Die Energiegroßmacht Russland erwägt den Einstieg ins Geschäft mit Seltenen Erden. Neue Rohstoffkooperationen und Allianzen zeichnen sich ab und wirbeln die Weltmärkte durcheinander. Die weltweite Suche nach Seltenen Erden erreicht auch entlegene Räume und Regionen wie die Arktis und die Tiefsee der Ozeane. Künftig könnte Rohstoffabbau auch im Weltall stattfinden. Neue Länder und Krisengebiete von Grönland über die Ukraine bis Afghanistan stehen im Fadenkreuz der Großmächte und Konzerne, die alle an Seltenen Erden interessiert sind. Geostrategie, Machtpolitik und Rohstoffe sind untrennbar miteinander verwoben.

Wird es gelingen, das Rennen um Seltene Erden auf globaler Ebene zu lösen? Oder erleben wir die Neuauflage eines gnadenlosen Wettbewerbs um Bodenschätze, Minen und kritische Technologien? Fressen Gier und Machtstreben Moral und Nachhaltigkeit? Diesen Fragen will das Buch nachgehen. Drei Ziele stehen im Zentrum: Erstens sollen die komplexe Thematik verständlich erklärt und verschiedene Entwicklungen und Sichtweisen zu Rohstoffen und Rohstoffpolitik nahegebracht werden. Es gibt nicht eine einzige Betrachtungsweise, sondern verschiedene, die miteinander um Deutungshoheit und Einfluss ringen. Zweitens soll das Buch ein Beitrag sein, um strategisches Denken an der Schnittstelle von (Geo-)Politik, (Geo-)Ökonomie, Strategie, Völkerrecht, Technologie und Militär auszubilden. All diese Bereiche werden bei Fragen rund um Rohstoffsicherheit berührt. Und drittens soll der Brückenschlag zwischen der akademischen Politikwissenschaft und der praktischen Politik erfolgen. Die vermeintlich besten und durchdachtesten Ideen und Konzepte werden wirkungslos bleiben, wenn sie nicht in der breiten Öffentlichkeit diskutiert werden. Dies erfordert Präzision in der Analyse und eine klare Positionierung. Handlungsempfehlungen an die Politik zeigen immer auch das Weltbild des Urhebers. Das ist gut so. Eine transparente Debatte und das Ringen um die besten Argumente bilden die Voraussetzung für die Entwicklung von strategischem Denken. Das Buch will Impulse setzen und Debatten anstoßen, die – hoffentlich – einen Mehrwert für Politik und die interessierte Öffentlichkeit haben.

Zum Zeitpunkt des Verfassens dieser Zeilen herrscht eine Atempause im Handelskonflikt zwischen den USA und China, in dem es auch um Seltene Erden geht. Diese Atempause wird vermutlich nicht lange anhalten. Auf amerikanischer und chinesischer Seite bereitet man sich auf die nächste Eskalationsstufe vor. Der Ausgang ist ungewiss. Klar ist nur eins: Deutschland und Europa können dem globalen Kampf um Seltene Erden nicht entkommen. Sie sind mittendrin und müssen Strategien entwickeln, um sich zu behaupten und zu einem eigenen Machtfaktor zu werden.




I. Ein wirkmächtiges Konzept – Seltene Erden als kritische Rohstoffgruppe

Seltene Erden waren nicht immer kritisch, sie wurden dazu gemacht. Rein stofflich betrachtet sind sie es nicht. Kein Rohstoff oder Material ist an sich kritisch, sondern immer nur in Relation zum Menschen und dessen ökonomisch-technologischen Bedürfnissen und Nutzenerwägungen. Die USA sprachen Anfang des 20. Jahrhunderts erstmalig von kritischen Materialien. Die Erfahrungen des Ersten Weltkriegs hatten gelehrt, dass Versorgungsengpässe die Kriegsfähigkeit beeinträchtigen können. Vor diesem Hintergrund wurde 1922 das Army and Navy Munitions Board aus der Taufe gehoben. 1939 verabschiedete der US-Kongress mit dem Strategic Materials Act ein Gesetz zur Bevorratung kriegswichtiger Rohstoffe. Zu jener Zeit bedrohte Japan wichtige Handelsrouten der USA im pazifischen Raum. Hitlerdeutschland machte den Atlantik unsicher.1 Die Bezeichnung kritisch für bestimmte Rohstoffe und Materialien geht somit ursprünglich auf militärökonomische und geostrategische Überlegungen zurück.2 Für die USA hatten allen voran Erdöl und verschiedene Erze eine besondere Bedeutung für Industrie und Militär.

Das Risiko von Lieferunterbrechungen und einer möglichen Erpressbarkeit durch ausländische Mächte blieb auch in der Zeit des Kalten Krieges bestehen. Nur waren es nicht mehr die kriegerischen Ambitionen Japans und Deutschlands, die den Vereinigten Staaten Sorgen bereiteten, sondern die Sowjetunion. Washington befürchtete, dass rohstoffreiche Länder, die sich dem sowjetischen Lager anschließen würden, als Rohstofflieferanten für die USA und deren Verbündete ausfallen könnten. Aus amerikanischer Sicht drohten in der Folge Lieferengpässe, steigende Rohstoffpreise und eine allgemeine Schwächung der eigenen Position gegenüber der Sowjetunion auf dem Weltmarkt.3 Die sozialistische »Rohstoff-Waffe«, mit der Moskau die westliche Welt angeblich bedrohte, war das Schreckgespenst amerikanischer Politiker und Militärstrategen.4

Seltene Erden spielten zu dieser Zeit noch keine Rolle. Stattdessen standen Metalle wie Chrom, Platin, Mangan und Kobalt im Fokus. Die Gründung des OPEC-Kartells und die Folgen der ersten Ölkrise von 1973 demonstrierten dem Westen, wie abhängig und verletzlich er war. Diese konkrete Mangelerfahrung nährte die amerikanische Furcht vor einem Ressourcenkrieg etwa in Afrika um die begehrten Industriemetalle und – schlimmer noch – der Bildung eines Mineralien-Kartells. Sollte neben dem Öl-Kartell OPEC ein zweites Kartell für kritische Metalle und Mineralien entstehen, wäre dies ein rohstoffstrategischer Albtraum für die USA und die Idee des freien Welthandels.5 Doch schon damals bestanden Zweifel an diesem Szenario. Die Rohstoffmärkte für Metalle waren anders strukturiert als der Erdölmarkt. Die Chance, dass sich ein solches Mineralienkartell über einen langen Zeitraum bei Produktion, Handel und Preisbildung einig wäre, galt als gering. Zu verlockend war der Handel mit den wohlhabenden westlichen Industriestaaten, die auf die Rohstoffe aus der damals sogenannten »Dritten Welt« angewiesen waren. Ideologie war das eine, der Handel mit dem Westen das andere.

Für einen kurzen welthistorischen Moment schienen geopolitische Debatten um kritische Rohstoffe überwunden. Das Zusammenspiel aus drei sich begünstigenden Faktoren ließ alte Strategien zur Sicherung von Rohstoffen und kriegswichtigen Materialien obsolet erscheinen. Der Zusammenbruch der Sowjetunion öffnete den vormals abgeschotteten sozialistischen Block und integrierte ihn in die Weltmärkte. Vormals knappe oder strategische Materialien waren wieder verfügbar. Nicht mehr Moskau, sondern der Dollar sowie die Dynamik aus Angebot und Nachfrage bestimmten die Entwicklung auf den Rohstoffmärkten. In diesem kurzen »unipolaren Moment« (Charles Krauthammer)6 der Weltpolitik standen die USA auf dem Höhepunkt ihrer wirtschaftlichen, militärischen, politischen und kulturellen Macht, mit der es vorerst kein geopolitischer Rivale aufnehmen konnte. Das Diktum vom »Ende der Geschichte« (Francis Fukuyama)7 bestimmte in jenem Jahrzehnt das Denken in Washington und allen westlichen Hauptstädten. Geopolitik um Rohstoffe war Geschichte, Globalisierung und Global Governance bildeten die politisch-weltanschauliche Grundlage internationaler Beziehungen. Der Nationalstaat schien für einen kurzen Moment zum Auslaufmodell der Geschichte8 zu werden – und mit ihm das geostrategische Denken über Verwundbarkeiten und Machtressourcen. In vielen westlichen Ländern zog sich der Staat aus dem Rohstoffgeschäft zurück.

Doch der Schein trog. Die fundamentale Bedeutung von Rohstoffen, Lieferwegen und Technologien war nie wirklich verschwunden. Der strahlende Schein der Globalisierung hatte unbequeme Ressourcenfragen nur zeitweilig überblendet. Die Digitalisierung entmaterialisierte die Welt nicht. Globale Lieferketten und jederzeit erhältliche Konsumgüter mochten den Eindruck vermitteln, die Welt sei endgültig »flach« (Thomas Friedman) und der Markt zum neuen Schlachtfeld geworden. Diese weitgehend geopolitikfreie Sicht auf internationale Wirtschaftsbeziehungen übersah jedoch, dass mächtige multinationale Rohstoffkonzerne keineswegs zu alleinigen Herren über die Stoffströme des Planeten aufgestiegen waren. Nicht wenige Staaten – allen voran autokratisch verfasste – erachteten die Kontrolle über die eigenen Rohstoffe weiterhin als Kernaufgabe staatlicher Politik. Westliche Unternehmen waren als Partner und Technologielieferanten erwünscht, nicht aber als Eigentümer nationaler Bodenschätze. So mochte das alte Denken über kritische und strategische Rohstoffe für eine kurze Zeit als antiquiert gelten. Es kehrte jedoch bereits im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends zurück – und mit ihm neue Rohstoffe, die zuvor kaum Beachtung gefunden hatten.

Ebenso bedeutsam wie der Rohstoff selbst ist sein politisches Label. Datiert man die Entstehung der Begriffe »kritische Rohstoffe« (critical raw materials) beziehungsweise »kritische Mineralien« (critical minerals) auf den US-amerikanischen Diskurs der 1920er und 1930er Jahre, lässt sich der Terminologie eine bemerkenswerte sprachliche Langlebigkeit und politische Wirkmächtigkeit attestieren. Auch andere Länder verwenden diesen oder ähnlich lautende Begriffe in ihrem offiziellen Sprachgebrauch. Die Fragen, die sich dabei stellen, sind jedoch: Wer definiert und entscheidet, ab wann ein Rohstoff als kritisch oder strategisch gilt? Und sind die dabei zugrunde gelegten Kriterien überhaupt objektiv oder Ausdruck bestimmter Interessen?

1. Die USA erfinden »Kritikalität«

Nicht nur semantisch, auch konzeptionell spielen die USA bis heute die Schlüsselrolle in der wissenschaftlichen und politischen Debatte um kritische Rohstoffe. Während die Debatten und Analysen zur Bestimmung der Rohstoff-Kritikalität im 20. Jahrhundert noch überwiegend auf subjektiven Experteneinschätzungen beruhten, wurde ab den 2000er Jahren stärker auf wissenschaftlich fundierte Konzepte und umfassende Datenanalysen gesetzt. Ziel war es, eine möglichst objektive und datengestützte Vergleichbarkeit zu schaffen, anhand derer eine Priorisierung kritischer Rohstoffe erfolgen konnte. Die späteren Listen kritischer Rohstoffe gehen auf diese konzeptionellen Überlegungen zurück.

Das bis heute wirkmächtigste Analysekonzept in der wissenschaftlichen und öffentlichen Debatte um die Relevanz Seltener Erden und kritischer Rohstoffe ist das des amerikanischen Nationalen Forschungsrats (National Research Council) aus dem Jahr 2008. Dieser legte einen umfassenden Bericht vor und ging der folgenden Leitfrage nach: »Obwohl es keine Krise von nationaler Tragweite – oder von einer Tragweite ähnlich des Ölembargos von 1973 – hinsichtlich der Verfügbarkeit nicht-fossiler Mineralien für die Vereinigten Staaten gegeben hat, werfen der technische Fortschritt und die Globalisierung des Rohstoffmarktes die Frage auf, ob die notwendigen nicht-fossilen mineralischen Rohstoffe rechtzeitig und zu akzeptablen Kosten verfügbar sein werden, um die steigende Nachfrage nach diesen und anderen neuen Produkten und Technologien zu decken.«9

Diese umständlich formulierte Frage zielte letztlich auf ein zentrales Anliegen aller westlichen Industrieländer seit der Jahrtausendwende: Sind für die Hochtechnologien der Zukunft ausreichend mineralische Rohstoffe vorhanden? Die Definition des Berichts: »Ein Mineral kann nur dann als kritisch angesehen werden, wenn es eine wesentliche Funktion erfüllt, für die es nur wenige oder gar keine zufriedenstellenden Ersatzstoffe gibt. […] Darüber hinaus kann ein Mineral nur dann als kritisch angesehen werden, wenn eine Bewertung auch eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür ergibt, dass sein Angebot eingeschränkt werden könnte, was entweder zu physischer Nichtverfügbarkeit oder zu deutlich höheren Preisen für dieses Mineral in Schlüsselanwendungen führen würde.«10 Diese nüchterne technische Definition spricht noch nicht von China-Risiken, strategischer Geopolitik oder gefährdeten Lieferketten.

Neu war die Einführung der sogenannten Kritikalitätsmatrix, mit deren Hilfe die untersuchten Rohstoffe nach ihrem jeweiligen Kritikalitätsgrad kategorisiert wurden. Im Zentrum standen fortan zwei Kritikalitätsdimensionen: das Versorgungsrisiko (supply risk) auf der X-Achse und die Folgen einer Versorgungsunterbrechung (impact of supply restriction) auf der Y-Achse. Beide Dimensionen wurden durch spezifische Parameter (geologische Verfügbarkeit, technische Substituierbarkeit, politische Rahmenbedingungen) näher bestimmt und durch einen gewichteten Wert in die Kritikalitätsmatrix überführt. Je weiter ein Rohstoff in der Matrix nach oben rechts rückte, desto kritischer galt er; je weiter unten links, desto unkritischer. Damit war die Kritikalität eines Rohstoffs geboren worden. Dieses Verfahren ermöglichte es, verschiedene Rohstoffe nach derselben Methodik zu vergleichen und visuell abzubilden. Und trotz gewisser Schwächen (Datenverfügbarkeit, Scheinobjektivität etc.) bildete diese Darstellungsform die Grundlage für alle weiteren Überlegungen zur Bestimmung der Kritikalität eines Rohstoffs. Laien und Politiker brauchten fortan nur noch einen Blick auf die Matrix zu werfen, um jene Rohstoffe zu identifizieren, die als besonders kritisch galten und damit für die nationale Politik relevant waren.

Von den damals elf untersuchten Rohstoffen zählten Seltene Erden kaum überraschend zu den hochkritischen Elementen. Bei der Verwendung solcher Methoden ist jedoch stets Vorsicht geboten. Zum einen bilden sie – selbst bei höchsten wissenschaftlichen Standards – stets nur eine Momentaufnahme ab. Sobald neue Daten zur Verfügung stehen, kann sich die Kritikalität wieder ändern. Zum anderen sind auch ausgefeilte Verfahren nie frei von menschlichen Einflüssen (Wahrnehmungen, Interessen) – sowohl bei der Erstellung der Methodik als auch bei der Interpretation der Ergebnisse. Und je politischer deren spätere Anwendung ist, desto kritischer muss ihre Grundlage geprüft werden.

2. Europa adaptiert »Kritikalität«

Mit einem amerikanischen Konzept zur Rohstoffkritikalität konnten sich die Europäer freilich nicht begnügen. Ein eigenes musste her. Und so erblickte zwei Jahre später das EU-Kritikalitätskonzept, das im Auftrag der EU-Kommission von einer Rohstoff-Expertengruppe erarbeitet worden war, das Licht der Welt. Im Jahr 2010 stellte die EU-Kommission dieses zusammen mit einer Liste kritischer Rohstoffe vor. Der zentrale Unterschied zum amerikanischen Modell besteht darin, dass die Achsen vertauscht wurden. In der EU-Matrix bildet die wirtschaftliche Bedeutung (economic importance) eines Rohstoffs die X-Achse, während das Versorgungsrisiko (supply risk) auf der Y-Achse dargestellt wird. Eine Reihe von Subparametern für jede Achse trugen zur weiteren Bestimmung der jeweiligen Kritikalitätswerte bei. Im Ergebnis wurden von 41 untersuchten Rohstoffen 14 als kritisch für die Versorgung der EU-Wirtschaft identifiziert. Die Gruppe der Seltenen Erden gehörte wie auch im US-Bericht zu den besonders kritischen Rohstoffen. Der Bericht schlussfolgerte, dass sich die EU in einer besonders gefährdeten Versorgungslage befinde und nicht weiter tatenlos zusehen könne, während andere Regionen Märkte für die Zukunftstechnologien entwickelten.11

Seither veröffentlicht die EU-Kommission alle drei Jahre aktuelle Listen kritischer Rohstoffe sowie umfangreiche Berichte zur Versorgungslage. Hierbei sind zwei Erkenntnisse zentral. Erstens: Die Liste an kritischen Rohstoffen für die EU ist seither kontinuierlich gewachsen – von 14 im Jahr 2010 auf 34 im Bericht von 2024. Seltene Erden waren in allen Berichten vertreten und gehören mit einer Reihe anderer Mineralien und Metalle nun seit 15 Jahren zu den Dauerkandidaten. Die zweite Erkenntnis: Die seit 2010 als prekär beschriebene Versorgungslage für die EU hat sich nicht substanziell verbessert. Die Lektüre der Berichte von 2010, 2014, 2017, 2020 und 2024 erinnert an das täglich grüßende Murmeltier – mit dem Unterschied, dass die Botschaft zuverlässig alle drei Jahre wiederholt wird. Der (noch) Hochtechnologiekontinent Europa ist von einer immer länger werdenden Liste kritischer Rohstoffe abhängig. Und das internationale Umfeld ist in den letzten anderthalb Jahrzehnten noch gefährlicher geworden.

3. China schafft Fakten

Während sich die USA und die EU ausgiebig mit Begriffen, Definitionen und Konzepten befassten, schuf China im Stillen und ohne öffentliche Debatte Fakten auf den internationalen Rohstoffmärkten. In den frühen 2000er Jahren tauchten erstmals die Begriffe »kritische« und »strategische« Ressourcen in offiziellen Debatten und Berichten chinesischer Funktionäre auf.12 Für die Begriffshistorie interessant ist, dass China den westlichen Begriff »strategische Rohstoffe« (strategic minerals) übernahm. Gleichzeitig existieren drei weitere Subgruppen: national strategic advantage minerals, national strategic scarce minerals und long-term balanced developmental minerals.13 Diese aus westlicher Sicht ungewöhnlichen Bezeichnungen legen den Schluss nahe, dass es China nicht nur um die Verhinderung von Engpasssituationen bei bestimmten Rohstoffen geht (national strategic scarce minerals). Einige Rohstoffe werden im chinesischen Denken offenbar auch als Machtressource gegenüber dem Ausland (national strategic advantage minerals) und als unentbehrliche Grundlage für die langfristige Entwicklung der Volksrepublik betrachtet (long-term balanced developmental minerals). Trifft diese Interpretation zu, zeigt dies die enge gedankliche Verzahnung ökonomischer, strategischer und entwicklungspolitischer Überlegungen.14

Ein erster offizieller Katalog mit 24 strategischen Rohstoffen für die Volksrepublik wurde erst im Jahr 2016 im Rahmen des National Mineral Resources Plan veröffentlicht.15 Er umfasst drei Rohstoffgruppen: Energierohstoffe (z. B. Erdöl, Erdgas, Uran), Metalle (z. B. Aluminium, Chrom, Kupfer, Nickel) und Nichtmetalle (z. B. Graphit, Phosphor). Seltene Erden werden der Gruppe der Metalle zugeordnet und unterliegen wie alle anderen der staatlichen Rohstoffplanung und -bewirtschaftung. Rohstoffe sind in China politische Machtelemente. Die kommunistische Staats- und Parteiführung betrachtet sie nicht als bloße Handelswaren, sondern als nationale Reichtümer und strategische Machtmittel für die Entwicklung des Landes. In zeitlicher Hinsicht ist auffällig, dass sowohl die offizielle strategische Rohstoffliste als auch das chinesische Begriffsverständnis von Kritikalität erst im Jahr 2016 publik gemacht wurden. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits viele der heute so wichtigen Rohstoffmärkte chinesisch dominiert.16 Dies lässt den Schluss zu, dass die langfristig verfolgte chinesische Rohstoffstrategie keines akademischen Überbaus oder Kritikalitätskonzepts bedurfte. Planvolles strategisches Handeln erfordert nicht immer ausgefeilte Theorien und Konzepte. Auch mit geringerem begrifflichen Überbau lässt sich der ökonomische Unterbau – sprich: die Sicherstellung der Kontrolle über strategische Rohstoffe im In- und Ausland – erreichen. Dieser Sachverhalt könnte eine wichtige Lehre für Europa sein, das in derselben Zeit viele Berichte produzierte, während China in Rohstoffminen investierte. Strategisches Denken ist wichtig, am Ende zählt jedoch nur die Umsetzung.

4. Von »kritischen« zu »strategischen« Rohstoffen

In der wissenschaftlichen und politischen Debatte zu kritischen Rohstoffen kursierten bis vor kurzem zahlreiche Begriffsvarianten. Neben dem mittlerweile etablierten Begriffspaar kritisch/strategisch fanden sich unter anderem wirtschaftskritisch, wirtschaftsstrategisch und technologiekritisch. Das lässt sich als akademisch-begriffliche Selbstbeschäftigung abtun; zugleich schaffen klar akzeptierte Begrifflichkeiten Ordnung und Orientierung in komplexen Situationen. Und so wird heutzutage meist einheitlich von kritischen Rohstoffen gesprochen. Von Antimon über Gallium, Lithium, Kobalt bis zu den Seltenen Erden gelten alle als kritisch. Aber – um mit Orwell zu sprechen – manche sind mittlerweile kritischer als andere. Das liegt weniger an rohstoffinhärenten Ungerechtigkeiten als an dem Versuch, der sich rasch wandelnden Realität auf den Rohstoffmärkten mit neuen Labels gerecht zu werden. Aus dieser Überlegung heraus führte die EU-Kommission 2024 im Rahmen des EU Critical Raw Materials Act eine zweite Gruppe neben den bereits existierenden 34 kritischen Rohstoffen ein.17
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Die neue Kategorie der strategischen Rohstoffe resultiert aus der Bedeutung dieser 17 Rohstoffe beziehungsweise Rohstoffgruppen für die drei industriellen Megasektoren der EU: erneuerbare Energietechnologien, E-Mobilität sowie Luft- und Raumfahrtanwendungen.19 Hinzu kommt der Verteidigungssektor. Die schieren Mengen an Rohstoffinput, die künftig in diesen Technologiesektoren benötigt werden, machen sie aus Sicht der EU noch einmal kritischer als bisher. Strategisch stellt somit die semantische Steigerung von kritisch dar. Letztlich handelt es sich bei diesen Begriffen um politische Zuschreibungen, und es ist berechtigt zu fragen, ob sie angemessen sind und ob es jenseits der strategischen Rohstoffe noch weitere Steigerungsformen geben kann. Denkbar wären systemstrategisch, kriegsstrategisch oder ökosystemstrategisch. Jeder Begriff weckt andere Assoziationen. Ob das derzeitige Begriffspaar der kritischen und strategischen Rohstoffe den Endpunkt dieser Entwicklung markiert, wird sich zeigen. In jedem Fall betrachtet die Europäische Union Rohstoffsicherung längst nicht mehr nur als ökonomisch-technologischen Wettbewerb zwischen Staaten, sondern als globales geostrategisches Ringen zwischen Industriemächten und Rohstoffproduzenten. In letzter Konsequenz bedeutet dies, dass internationale Handelsbeziehungen nicht mehr ausschließlich einer ökonomischen Logik folgen, sondern Machtinteressen wieder stärker in den Vordergrund treten. Rohstoffe sind nicht länger nur wirtschaftliche Güter, sondern können zu politischen Druckmitteln werden. Für den Freihandel und das Wirtschaftsrecht sind das keine guten Nachrichten.

5. Kritische Inflation – Wenn alles kritisch ist, was dann?

Je mehr Rohstoffe die Wirtschaft benötigt und importiert, desto wichtiger ist eine gesicherte Versorgung. Und je hochtechnisierter und spezialisierter die Wirtschaft ist, desto größer ist ihr Rohstoffbedarf. Dieses »Mehr« bezieht sich sowohl auf die Mengen als auch auf die Zahl unterschiedlicher Elemente. Der Siegeszug des Begriffs der kritischen Rohstoffe wird daher seit langem selbst kritisch diskutiert. Nimmt man die mittlerweile 34 als kritisch eingestuften Rohstoffe als Maßstab, stellt sich durchaus die Frage, ob die Listen der EU, wie auch der USA, künftig weiter wachsen werden. Von den insgesamt 118 Elementen des Periodensystems gelten damit bereits 28 Prozent als kritisch. Fossile und weitere energetische Rohstoffe wie Erdöl, Erdgas, Kohle oder Uran sind dabei nicht einmal berücksichtigt. Denn auch deren Versorgungslage hat sich für einige Länder in den vergangenen Jahren immer wieder als problematisch erwiesen. Man denke nur an das Jahr 2022 nach Russlands Angriff auf die Ukraine und die daraus resultierenden deutschen Sorgen vor einem Totalausfall russischer Öl- und Gaslieferungen. Dies ist lediglich die Perspektive rohstoffabhängiger westlicher Industriestaaten. Für nicht wenige Länder auf der Welt sind ganz andere Rohstoffe existenziell und wirtschaftlich kritisch, zum Beispiel sauberes Wasser oder fruchtbare Böden. Diese Rohstoffe stehen derzeit nicht auf den relevanten Listen, bilden aber die Grundlage allen Lebens und Wirtschaftens.

So sind denn auch der Begriff (kritisch) und das Analysekonzept (Kritikalität) zu Recht nicht vor Kritik gefeit. Dies reicht von der grundsätzlichen Infragestellung des gesamten Konzepts bis zur kritischen Betrachtung von Teilaspekten. Zu den zentralen Kritikpunkten zählt bis heute die semantische Politisierung und Versicherheitlichung von im Kern ökonomischen und technischen Ressourcenfragen durch das Wort »kritisch«. Denn was kritisch ist, hängt stets vom Blickwinkel ab – und dieser wird in der Regel von Regierungen und wirtschaftlichen Akteuren bestimmt. Kritiker argumentieren, man solle weniger auf die Konzepte und die kritischen Rohstoffe schauen als vielmehr auf die Urheber dieser Analysen. Schließlich legen diese fest, was als kritisch definiert wird. Nicht selten würden durch neue Begriffe die wahren Ziele (Rohstoffabbau, Subventionen) und die Kosten für Mensch und Natur verschleiert oder schöngeredet. Überhaupt werde die Umwelt in den Kritikalitätsanalysen, so Kritiker, zu einer bloßen Variable der Versorgungssicherheit degradiert.20

Auch in methodischer Hinsicht gibt es Kritik. Die zumeist quantitativen Berechnungen von Markt- und Politikzusammenhängen suggerieren eine Scheinobjektivität der viel komplexeren Realität. Die zugrunde liegenden Zahlen und Annahmen seien fragwürdig und hätten weitreichende Folgen für die ausgebeuteten Regionen.21 Zugleich zeigt die internationale Politik, dass das Verhalten von Staaten und politischen Entscheidungsträgern nur schwer quantifizierbar ist und sich kaum verlässlich prognostizieren lässt. Auch die vermeintlich besten Datensätze scheitern an der von Menschen gemachten Politik und ihren oft unvorhersehbaren und widersprüchlichen Entscheidungen.22

Trotz dieser Kritikpunkte haben das Kritikalitätskonzept und Rohstofflisten auch diverse Vorteile. Sie machen Zusammenhänge deutlich, die ansonsten leicht übersehen werden. Es gehört mehr dazu, als bloß Lagerstätten und Länder zu kennen. Und auch irreführende Diskussion über ein angeblich baldiges Ende von Rohstoffen – wie im Falle von »Peak Oil« oder dem berühmten Bericht des Club of Rome – lassen sich vermeiden, wenn den komplexen internationalen Rohstoffmärkten nüchtern und in methodisch angemessener Weise begegnet wird.23 Hierfür taugt das Kritikalitätskonzept. Richtig angewendet, erschließt es vier große eng miteinander zusammenhängende Teilbereiche, die später eingehender betrachtet werden. Erstens die Geologie, also das Verständnis der Zusammenhänge von Mineralogie, Reserven, Ressourcen und Geopotenzialen von Rohstoffvorkommen. Zweitens die Geoökonomie, die umfassende und tiefgreifende Analyse der gesamten Wertschöpfungskette eines Rohstoffs von dessen Abbau über die Verarbeitung bis zur Endproduktfertigung und der möglichen Wiederverwertung (Recycling). Hierzu zählen auch die Preisbildung auf den Rohstoffmärkten und die prognostizierten Rohstoffbedarfe. Drittens ist die Geopolitik in den Blick zu nehmen, also das politische Handeln von rohstoffproduzierenden und -importierenden Staaten sowie deren innergesellschaftliche Konflikte im Zusammenhang mit der Nutzung von Bodenschätzen. Diese Dimension umfasst auch das Völkerrecht und politische Initiativen auf Ebene der Vereinten Nationen, die darauf abzielen, Rohstofffragen zu verrechtlichen oder zumindest im Sinne eines globalen Gemeinwohls zu steuern. Und schließlich muss viertens die sozio-ökologische Dimension eingehend betrachtet werden, da eine der Hauptantriebskräfte der Energiewende und der Nutzung kritischer Rohstoffe die Ersetzung CO2-intensiver durch CO2-freie Energietechnologien ist. Der Bergbau der Zukunft verfolgt somit nicht nur ökonomische Ziele, sondern ist im Kern getragen von der Vision einer sauberen, nachhaltigen und möglichst minimalinvasiven Produktionsweise, in der Mensch und Natur nicht länger als Gegensätze gedacht werden.

Ob dies gelingt oder ob die damit verbundenen Zielkonflikte zwischen Wohlstand, Machtpolitik, Umwelt und sozialem Frieden lösbar sind, wird sich erst zeigen. In jedem Fall kann aber die – wenngleich etwas spröde – Theorie der Analyse kritischer Rohstoffmärkte und internationaler Rohstoffbeziehungen dazu beitragen, Wissen und Verständnis zu schaffen. Über allem steht die Leitfrage dieses Buches: Steuert die Menschheit auf einen Kampf um Seltene Erden und kritische Rohstoffe zu? Fest steht: Wenn klar ist, wohin wir schauen müssen und wie die einzelnen Faktoren zusammenwirken, fällt es leichter, Antworten auf diese große Frage zu finden. Dabei werden die Antworten kaum eindeutig oder abschließend ausfallen. Die bestehenden Unklarheiten und offenen Fragen sollen dabei nicht ausgeblendet werden.




II. Kritische Rohstoffe und kritische Blicke: Vier Sichtweisen auf Märkte, Macht und Rohstoffpolitik

Viel stärker als abstrakte Analysekonzepte sind politisch-weltanschauliche Sichtweisen, die die Zusammenhänge zwischen Politik, Wirtschaft, Umwelt und Sozialem konstruieren und legitimieren. Was für den Ausgang politischer Wahlen oder die Außenpolitik eines Landes gilt, gilt auch für die politische Ökonomie internationaler Rohstoffmärkte. Verschiedene Sichtweisen haben maßgeblichen Einfluss auf die Analyse und Bewertung von Entwicklungen und Ereignissen. Dies zeigt sich bereits in der Begriffswahl, der Analyseperspektive, den angenommenen oder festgestellten Zusammenhängen und den daraus abgeleiteten politischen Lösungsansätzen. Ein Bergmann blickt – naturgemäß – anders auf den Rohstoffabbau als eine Rohstoffmanagerin. Ein Umweltschützer bewertet Gesetze anders als ein Politiker. Eine einzige »richtige« oder »wahre« Sichtweise kann es aufgrund der Pluralität von politisch-ökonomischen Weltanschauungen nicht geben. Schon gar nicht, wenn Politik, Ökonomie, Geologie und Ökologie aufeinanderprallen.

Im Folgenden sollen vier Sichtweisen in der deutschen und internationalen Fachdebatte zu kritischen Rohstoffen und Rohstoffpolitik vorgestellt werden: die marktliberale, die geoökonomische, die geopolitische und die sozio-ökologische. Diese vier Perspektiven sind die relevantesten und am weitesten verbreitet. Wenn zum Beispiel in der Politik von Rohstoffsicherheit gesprochen wird und bestimmte Maßnahmen gerechtfertigt werden, werden meist Argumente aus diesem Repertoire dieser vier Sichtweisen herangezogen. Dasselbe gilt für die Wirtschaftswelt und die breite Gesellschaft.

Eine realistische und der Komplexität angemessene Darstellung muss demnach verschiedene Perspektiven berücksichtigen, die auf unterschiedliche Weise Einfluss haben. Dies zeigt sich in der Politik etwa bei Gesetzesvorhaben zur Rohstoffgewinnung. Es zeigt sich beim gesellschaftlichen Protest gegen ein Rohstoffprojekt. Dasselbe Phänomen – Rohstoffabbau – wird fundamental verschieden bewertet. Wer sich mit Rohstoffen und Rohstoffpolitik beschäftigt, weiß, dass es nicht nur einen Wettbewerb um die begehrten Rohstoffe selbst gibt, sondern auch einen um die Deutungshoheit, die den Diskurs bestimmen und politischen Einfluss ermöglichen kann. Die Narrative über Rohstoffe können ebenso bedeutsam sein wie der Rohstoff selbst. Nicht ohne Grund werden Seltene Erden auch als »Elements of Power«24 – Elemente der Macht – bezeichnet.

Die Darstellung dieses Wettbewerbs der rohstoffbezogenen Weltanschauungen ist folglich nicht auf das akademische Feld beschränkt. Im Gegenteil: Weltanschauungen zur Rolle des Nationalstaats im internationalen System, zur Bedeutung von Rohstoffen und zu deren Einsatz als politische Zwangs- und Machtmittel haben Einfluss auf Märkte und den Welthandel. Es ist daher unabdingbar, diese konkurrierenden Sichtweisen zunächst zu durchdringen und ihre zentralen Begriffe und Annahmen freizulegen. In der Sprache der Bergleute: Erst müssen die – gedanklichen – Erzadern erkundet und kartiert werden, um einen fundierten Ein- und Überblick von den Lagerstätten zu erhalten. Möglicherweise kann durch ein solches Verständnis auch die Grundlage für Kompromisse gelegt werden. Möglicherweise sind die Weltbilder der Rohstoff-Akteure gar nicht so verschieden. Vielleicht unterscheiden sich nur die Blickwinkel und das Wertegerüst.25

1. Die marktliberale Sichtweise

In der marktliberalen Sichtweise steht der (Welt-)Markt im Zentrum. Die Welt ist demnach ein einziger globaler Marktplatz, auf dem Rohstoffe wie andere Produkte normale Handelsgüter darstellen. Rohstoffe werden weder als kritisch noch als strategisch oder militärisch bedeutsam betrachtet. Die ökonomische Leitrationalität besteht in der Stärkung von Handelsbeziehungen zwischen den Nationalstaaten. Treiben diese intensiven Handel, profitieren sie davon und entwickeln ein Interesse an der Aufrechterhaltung dieser Beziehungen. Konflikte würden sich schlicht nicht mehr lohnen. Krieg ist demnach schlecht fürs Geschäft, und Rohstoffe sind günstiger durch Handel zu erwerben als durch Eroberung.

Der Markt überformt in dieser Weltsicht nationalstaatliche Partikularinteressen. Lieferketten werden wichtiger als Landesgrenzen, und die globale Verflechtung führt zu gegenseitiger Abhängigkeit (Interdependenz). Wo Bergbau betrieben wird, ist nachrangig, denn die begehrten Erze werden global gehandelt. Überhaupt ist das geförderte und gehandelte Gut nur in ökonomischer Hinsicht bedeutsam. Öl, Gas, Kupfer oder Seltene Erden – entscheidend ist die ökonomische Wechselbeziehung aus Angebot und Nachfrage und nicht etwa die Machtpolitik zwischen Nationen. In dieser hyperglobalisierten Sichtweise, die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts tatsächlich einsetzte und zu einer enormen Wachstumsphase führte, sind Nationalstaaten eher Störfaktoren. Gleichwohl ermöglichen erst nationalstaatliche Entscheidungen die Öffnung, Deregulierung und Verflechtung nationaler Ökonomien für den weltweiten Siegeszug der Globalisierung.26 Multinationale Unternehmen, Rohstoffhändler und flexible Lieferketten standen fortan im Zentrum. Die Welt wurde zu einem einzigen riesigen Marktplatz, dessen Verlockungen und Möglichkeiten selbst Autokratien und Diktaturen nicht auf Dauer widerstehen können. Auch sie müssten sich irgendwann für die großen Konzerne meist aus den westlichen Industriestaaten öffnen und Teil der globalen Arbeitsteilung werden. Je mehr Handel getrieben wird, desto mehr profitieren alle – so die Annahme.27 Um den internationalen Handel effektiv zu fördern, müssten demnach alle diskriminierenden Schranken und Praktiken abgebaut oder zumindest eingedämmt werden. Zölle, protektionistische Handelshemmnisse oder die Ungleichbehandlung von in- und ausländischen Investoren gelten als hinderlich. Um einen kooperativen Welthandel von Waren und Dienstleistungen zu gewährleisten und in geordnete Bahnen zu lenken, seien starke internationale Organisationen notwendig. Als Hüterin des regelbasierten Freihandels fungiert seit Mitte der 1990er Jahre die Welthandelsorganisation (WTO), die jedoch seit einiger Zeit kaum mehr arbeitsfähig ist.28

Die marktliberale Sicht überbetont alles Ökonomische und hat keinen ausgeprägten Sinn für klassische Fragen der Macht- und Geopolitik. Schon die verwendeten Begriffe unterschieden sich stark von jenen klassischer Machttheorien. Die marktliberale Welt spricht von Marktteilnehmern, Kostenvorteilen, Lieferströmen und Handelsbarrieren. Sie ist weitgehend blind für Dominanz, Herrschaft, Erpressung und die Instrumentalisierung ökonomischer Potenziale durch Staaten. In dieser Sichtweise gilt die Annahme: Wer handelt, der schießt nicht. Und so ist das Aushandeln von »Deals mit Diktaturen«29 pragmatischer Bestandteil nationaler (außen)-wirtschaftspolitischer Strategien.30 Sicherheitspolitische und strategische Überlegungen gelten bestenfalls als nachrangig.

Doch die Annahme des Westens, dass intensiverer Handel zu einer Annäherung und letztlich zu einer Angleichung an westliche Standards führt – »Wandel durch Handel« –, hat sich als naiv erwiesen. Handel – gleich wie intensiv – führt nicht zwangsläufig zu einer Liberalisierung oder gar Verwestlichung von Autokratien und Diktaturen. Man kann auch Handel betreiben und sich gleichzeitig auf Konflikte vorbereiten. Überdies ist der Handel, vor allem der mit Rohstoffen, durch und durch politisch. So können Staaten Rohstoffe als wichtige Einnahmequelle erachten und den freien Handel reglementieren. In bürgerkriegsgeplagten Ländern mit schwacher Staatlichkeit verschärfen Rohstoffe Konflikte. Rohstoffe und Konfliktmineralien finanzieren Milizen, Paramilitärs oder korrupte Regierungen und verlängern Konflikte. Wird diese Art des Handels nicht reguliert oder sanktioniert, ist sie zwar formal frei, aber keineswegs liberal. Vielmehr wirkt sie konfliktverstärkend und ausbeuterisch.

Der zweite blinde Fleck der marktliberalen Sicht auf Rohstoffe betrifft daher – neben den politisch-strategischen Machtaspekten – die soziale Dimension der Rohstoffgewinnung, besonders in ärmeren Staaten. Wollte man diesem Problem begegnen, müssten bestimmte Formen des Rohstoffraubbaus und Handels, die auf Kosten von Mensch und Umwelt gehen, unterbunden werden. Das ist jedoch nur möglich, wenn Regeln und Standards gesetzt und deren Einhaltung überwacht werden. Strenge Regeln können Märkte ordnungspolitisch strukturieren und vor sich selbst schützen, aber auch – trotz guter Absichten – als übergriffige Einschränkungen unternehmerischer Freiheit wahrgenommen werden. In der marktliberalen Weltsicht stehen die Bodenschätze der Welt zwar theoretisch zum Verkauf.31 Doch gerade diese weltweiten Rohstoffgeschäfte sind alles andere als unpolitisch oder losgelöst von sozialen und ökologischen Folgeproblemen zu betrachten.

2. Die geoökonomische Sichtweise

Der Unterschied zwischen der marktliberalen und der geoökonomischen Sichtweise lässt sich gut anhand eines Zitats aus einem Lehrbuch zur internationalen politischen Ökonomie aus dem Jahr 2001 verdeutlichen. Darin wird die Rolle der Nationalstaaten in der Weltwirtschaft wie folgt beschrieben: »Die globale Wirtschaft wird stark von den Sicherheits- und politischen Interessen der dominierenden Wirtschaftsmächte wie den Vereinigten Staaten, Westeuropa, Japan, China und Russland sowie von den Beziehungen zwischen diesen Ländern beeinflusst werden. Es ist höchst unwahrscheinlich, dass diese Mächte die Verteilung des globalen Wirtschaftsprodukts und die Auswirkungen der Wirtschaftskräfte auf ihre nationalen Interessen vollständig dem Markt überlassen werden.«32

Das Zitat macht deutlich, dass trotz enger Handelsbeziehungen die Nationalstaaten weder das Heft des Handelns an den Markt abgegeben haben noch sich von diesem ihre (sicherheits)politischen Interessen vorschreiben lassen. Die Staaten bleiben die Herren der internationalen Beziehungen – zumindest ihrem Selbstverständnis nach. Damit ist zugleich das Hauptmerkmal der Geoökonomie benannt. Ökonomische Beziehungen sind eng mit nationalen Macht- und Sicherheitsinteressen verflochten. Und damit liegt auch die Frage nach Krieg und Frieden nicht mehr fern. In seinem Aufsatz »From Geopolitics to Geo-Economics« aus dem Jahr 1990 vergleicht Edward Luttwak die Konfliktlogik der Geoökonomie mit der Logik des Krieges, die sich in der Grammatik des Handels ausdrücke.33 Was zunächst philosophisch-nebulös anmutet, meint im Grunde, dass Staaten auch in Phasen friedlicher Handelsbeziehungen ihre Konflikte weiter austragen. Politische Konflikte verlieren nicht automatisch an Bedeutung, nur weil sich Akteure zeitweise auf wirtschaftliche Aktivitäten konzentrieren. Die Konfliktmittel haben sich gewandelt und an die neue Zeit angepasst. An die Stelle von Panzern und Kriegsschiffen treten die Waffen des Handels – Sanktionen, Embargos, Investitionshindernisse und -Screenings. Der Nationalstaat vernichtet seine Gegner oder Wettbewerber nicht mehr physisch. Er konkurriert mit ihnen und betrachtet deren Handelsaktivitäten als mögliche Risiken und Gefahren für das eigene ökonomische Überleben. Handelsgüter wie Rohstoffe, Bergwerke und ganze Lieferketten gelten nicht mehr wie in der marktliberalen Sicht als rein ökonomische Elemente des Welthandels. Eine Politik maximaler Liberalisierung, Öffnung und Verflechtung gilt in dieser Denkart nicht mehr als vorrangiges Ziel. Das marktliberale Paradigma der Interdependenz wird unter geoökonomischen Gesichtspunkten eher kritisch bewertet. Denn je stärker Volkswirtschaften durch intensiven Handel verflochten sind, desto verletzlicher werden diese – zumindest theoretisch. Der Grad dieser Verletzlichkeit variiert jedoch erheblich. Entscheidend ist die Struktur der Handelsbeziehungen. Werden Fertigwaren gehandelt, Rohstoffe oder Zwischenprodukte? Wie hoch sind die tatsächlichen Abhängigkeiten von einzelnen Anbietern? Gibt es alternative Produzenten? Hat der Staat in der Vergangenheit Güter als politisches Druckmittel eingesetzt oder sich als verlässlicher Lieferant erwiesen? Dies sind zentrale geoökonomische Fragen, die jede Regierung im Lichte ihrer nationalen Interessen und strukturellen Zwänge unterschiedlich bewertet.

Obwohl der Welthandel in der Geoökonomie stärker unter sicherheitspolitischen Aspekten betrachtet wird, muss diese Sichtweise nicht zwangsläufig das Ende stabiler Handelsbeziehungen bedeuten. In der Realität existieren beide Ebenen parallel: Staaten treiben in vielen Sektoren weiter intensiven Handel und profitieren von der globalen Arbeitsteilung. Gleichzeitig sind sie wachsamer gegenüber potenziellen Verwundbarkeiten und nationalen Abhängigkeiten. Konflikte werden nicht mehr ausgeschlossen. Klassische Fragen rücken wieder in den Fokus: Kann der Staat bestimmte Güter und Technologien im Notfall selbst produzieren? Sollte der Staat in bestimmte Marktsegmente oder Lieferketten eingreifen, um Abhängigkeiten zu minimieren und eigene Fähigkeiten zu stärken? Solche Fragen werden in der marktliberalen Sichtweise selten oder überhaupt nicht gestellt. In der Geoökonomie hingegen schon. In dieser Logik ist die ökonomische Realität nie losgelöst von nationalstaatlichen Interessen und Machtbeziehungen. Handels- und Wirtschaftskriege oder der Wettbewerb um die Kontrolle von Schlüsseltechnologien sind keine Abweichung vom liberalen Ideal, sondern geoökonomische Normalität. Die geoökonomische Sicht auf internationale Wirtschaftsbeziehungen ist daher theoretisch eng mit der realistischen Denktradition der Politikwissenschaft verknüpft. Wirtschaftsmacht und Machtpolitik bilden die beiden Pole, um die sich politische Strategien und Debatten drehen.34 Die gegenwärtige Phase der Weltwirtschaft ist von der systematischen Nutzung gegenseitiger Verwundbarkeiten geprägt. Bevor geschossen wird, wird sanktioniert.35 Wer in geoökonomischen Kategorien denkt, denkt daher in zwei miteinander verflochtene Richtungen: Einerseits geht es um die Sicherung des wirtschaftlichen Wohlstands, andererseits um die Möglichkeit von Konflikten. Auf Letztere gilt es sich vorzubereiten. In der binären Konfliktlogik zwischen Frieden und Krieg nimmt die Geoökonomie eine Zwischenstelle ein. Der profitable Handel kann jederzeit in einen Handelskonflikt und Schlimmeres umschlagen.36 Wer vorbereitet sein will, muss daher bereits in Friedenszeiten seine geoökonomische Lage in der Welt genau verstehen, Verwundbarkeiten minimieren und wirtschaftliche Machtmittel ausbauen.

Gegenwärtig befinden wir uns einer weltwirtschaftlichen und machtpolitischen Übergangsphase – einem globalen Interregnum. Das marktliberale Paradigma hat seit längerem an Strahlkraft verloren. Prozesse weltwirtschaftlicher Fragmentierung und geostrategisch begründeter Deglobalisierung greifen ineinander und beeinflussen den Welthandel. Neue Wirtschaftsblöcke formieren sich, internationale Institutionen verlieren an Bedeutung. Immer mehr Staaten betrachten Wirtschaftsbeziehungen unter geoökonomischen und sicherheitspolitischen Aspekten. Effizienzorientiertes Denken tritt dabei zunehmend in den Hintergrund. Zu den Leidtragenden dieser Entwicklung zählen privatwirtschaftliche Unternehmen, deren Hauptmotivation es ist, auf der Welt Handel zu treiben und Gewinne zu erwirtschaften. Sie sind gezwungen, umzudenken und geopolitische Entwicklungen stärker in ihre Geschäftsaktivitäten einzubeziehen.37 Auf der anderen Seite ist der Nationalstaat in neuer Weise gefordert. Wenn wirtschaftliche Verflechtung eine Sicherheitsdimension hat, muss der Staat seine Volkswirtschaft stärker in den Blick nehmen und gegebenenfalls korrigierend oder im Sinne strategischer Weichenstellungen in den Markt eingreifen. Dies erfordert ein neues Verständnis geoökonomischer Staatsmacht. Die Umsetzung eines solchen Verständnisses ist jedoch komplex, denn in westlichen Staaten ist die Rolle des Staates rechtlich stark begrenzt. Unternehmen genießen große Freiräume bei ihren Geschäftsaktivitäten. Eine Rückkehr des Staates in wirtschaftspolitische Schlüsselbereiche wird daher nicht ohne Konflikte ablaufen und muss ordnungspolitisch austariert und gut begründet sein.38

Einige Beobachter sprechen in diesem Zusammenhang von einer Rückkehr des Neo-Merkantilismus.39 Der Staat wird dabei neben den privaten Unternehmen zum strategischen Handelsakteur – dem geoökonomischen Leviathan. Investitionen in Märkte oder Rohstoffprojekte dienen dann nicht mehr nur der Gewinnerzielung, sondern sind Teil umfassender geoökonomischer Strategien zur Reduzierung von Abhängigkeiten oder zur Kontrolle von Lieferketten. In Teilen der Welt ist dieses Vorgehen bereits gängige Praxis. Chinesische Staatskonzerne etwa betrachten ein Rohstoffinvestment nie unter ausschließlich betriebswirtschaftlichen Aspekten. Politische Ziele und strategische Vorteile spielen nahezu immer eine Rolle. Zur Stärkung bilateraler Beziehungen reicht es nicht aus, nur in eine Mine zu investieren. Westliche Staaten und Unternehmen haben diese Art politisch-ökonomischer Geschäftspraktiken lange gemieden und verurteilt. Inzwischen setzt jedoch auch im liberalen Westen ein Umdenken ein. Die Lage auf den globalen Rohstoffmärkten lässt kaum eine Alternative.40

Ob wir tatsächlich eine »geoökonomische Zeitenwende«41 in den Handelsbeziehungen erleben oder ob sich die »alte« liberale Globalisierung der 1990er und frühen 2000er Jahre wieder erholt, ist noch nicht klar absehbar. Derzeit sprechen die politischen und strukturellen Rahmenbedingungen jedoch klar für eine geoökonomische Ausrichtung internationaler Wirtschaftsbeziehungen.42 Und dieser Trend ist Teil einer grundlegenden Neukonfiguration der internationalen Ordnung.43 Zeiten des Wandels zeigen sich auch in der Sprache.44 Klassische liberal-ökonomische Schlüsselbegriffe – Freihandel, Win-win, offene Märkte, Globalisierung – werden seltener gebraucht und verteidigt. In den politischen Debatten der Gegenwart dominieren andere, bedrohlichere, Begriffe und Leitbilder: Rivalitäten, Resilienz, Marktdominanz, Verwundbarkeiten. Möglicherweise ist die Phase der Geoökonomisierung aber selbst nur ein Übergang in eine Welt zunehmender – auch militärischer – Konflikte. Dann könnte die Zeit der Geopolitik anbrechen und selbst die Geoökonomie in den Schatten stellen.

3. Die geopolitische Sichtweise

In den aktuellen Debatten werden Geoökonomie und Geopolitik nicht selten synonym gebraucht. Doch die kleine semantische Nuance zwischen Geoökonomie und Geopolitik ist nicht trivial. Vielmehr verweist sie auf einen bedeutenden Unterschied im Verständnis internationaler Politik. Denn wer geopolitisch denkt, denkt schon nicht mehr nur geoökonomisch. In vielerlei Hinsicht lässt sich Geopolitik als die konfliktive große Schwester der Geoökonomie betrachten. Kurzum: In der Welt der Geopolitik ist vieles noch strategischer, konflikthafter und machtpolitischer aufgeladen, als es in der Geoökonomie ohnehin schon der Fall ist.

Dies beginnt beim klassischen Grundverständnis der Geopolitik, in der der Raum beziehungsweise das Territorium eine zentrale Rolle einnimmt. Während sich die Geoökonomie überwiegend mit Wirtschaftsräumen und deren Beziehungen zueinander befasst, blickt die Geopolitik auf das Wechselverhältnis von Staat und Bevölkerung, Geographie und Ressourcen. Aus diesen natürlichen Faktoren leitet sich ein spezifisches politisches Denken über die Rolle des eigenen Staates in der Welt ab. Auf dieser Grundlage haben sich im 20. und frühen 21. Jahrhundert unterschiedliche Traditionen und Schulen geopolitischen Denkens entwickelt.

In der deutschen Lesart von Geopolitik Anfang des 20. Jahrhunderts wurde der Staat als Organismus des Volkskörpers verstanden, als bio-geopolitische Lebensform im Überlebenskampf mit anderen Staaten. Diese im Kern zoologische Deutung von Staat und Außenpolitik bildete die ideologische Grundlage für die rassistische Eroberungspolitik der Nationalsozialisten. Neben den rassischen Elementen ihrer Ideologie war diese Politik vor allem eine Raubstrategie fremder Territorien und Bodenschätze (Friedrich Ratzel, Karl Haushofer).45 Die Bedeutung von Raum und Ressourcen war indes nicht auf den Nationalsozialismus beschränkt. Im angelsächsischen Kulturraum entwickelte sich eine eigene geopolitische Denkschule, in der globale und maritime Raumvorstellungen im Vordergrund standen. Die biologische Staatlichkeit wurde von britischen und US-amerikanischen Geopolitikern verworfen. Stattdessen legte man den Fokus auf die Bestimmung strategischer Schlüsselräume auf der Weltkarte. Diese wechselten je nach Autor: Mal galt die sogenannte »pivot area« von Osteuropa über Sibirien bis Zentral- und Ostasien als wichtigste weltpolitische Region (Halford J. Mackinder).46 Später wurden einzelne Länder, wie die Ukraine oder die Türkei, zu geopolitischen Dreh- und Angelpunkten erklärt (Zbigniew Brzezinski).47 Diese riesigen Territorien galten nicht nur in geo- und militärstrategischer Hinsicht als bedeutsam, sondern auch aufgrund der dort lagernden enormen Rohstoffvorkommen, die sie sowohl für den Handel als auch Eroberungen attraktiv machten. Die drei Unterscheidungsmerkmale zwischen der Geopolitik und der Geoökonomie liegen erstens in der viel stärkeren Rolle des Staates als Machtsubjekt der Weltpolitik (und nicht etwa Unternehmen); zweitens in der Bildung konkurrierender Staatenblöcke und regionaler Ordnungen und drittens in der Betrachtung von Rohstoffen als Machtressourcen (und nicht mehr als bloße Güter).

Es existieren in älteren und neueren Geopolitik-Konzepten verschiedene geographische, politische und militärstrategische Deutungen über dieses Zusammenspiel aus Staat, Ordnung und Ressourcen. Jede Regierung bewertet ihre Sicherheitslage im Lichte von Geographie, Militärpotenzial und internationalen Beziehungen über die Zeit anders. Ob es um das US-Konzept des Schutzes der europäischen Gegenküste geht, oder Putins Anspruch auf das Einsammeln »heiliger russischer Erde« in der Ukraine, um Chinas Blick auf Taiwan oder das fragile Machtgleichgewicht im Nahen Osten. Im Kern kreist geopolitisches Denken um die Trinität aus staatlicher Machtpolitik, dem Ringen um eine regionale und globale Ordnung und den Kampf um strategische Ressourcen. Ergänzend lassen sich noch Lieferketten und Technologien dazuzählen. Mächtige Unternehmen spielen, sofern sie keine Staatskonzerne sind, in der Logik der Geopolitik nur eine untergeordnete Rolle. Sie fungieren eher als verlängerte Arme staatlicher Macht.

Es ist daher wichtig, sich klarzumachen, von welcher Welt man spricht und in welcher Welt man leben möchte. In einer geoökonomischen Welt vermengen sich staatliche Interessen, Unternehmensaktivitäten und geopolitische Aspekte. Die Ordnung ist fluide, und nichtstaatliche Akteure (Unternehmen) haben große Gestaltungsräume. In einer geopolitischen Welt stehen die Dinge anders. Zu Ende gedacht, ringen hier primär Staaten sowie Regional- und Weltmächte um territoriale Vorherrschaft, geopolitische Hegemonie und ökonomisch-militärische Überlegenheit. In dieser Welt ist der Konflikt virulent und der Krieg – zumindest in der Theorie – nicht fern. Er kann sogar als bevorzugtes Mittel gelten, um langanhaltende Spannungen zu beenden und klare Verhältnisse zu schaffen.48 Bodenschätze gelten in dieser Weltsicht als wirtschaftsstrategisch und kriegswichtig. Deshalb gehört die genaue Kenntnis aussichtsreicher Lagerstätten zum Grundrepertoire geopolitischer Staatskunst. Investoren und Analysten adeln kritische Mineralien nicht ohne Grund als die Währung geopolitischer Macht.49 Carl Schmitt prägte mit seiner Theorie von der völkerrechtlichen Großraumordnung den Gedanken eines Interventionsverbots für »raumfremde Mächte«. Auf die Gegenwart übertragen ließe sich festhalten, dass wir uns erneut auf eine Welt der Großmächte zubewegen.50 Das Schmitt’sche »Interventionsverbot für raumfremde Mächte« könnte demgemäß als modernes »Investitionsverbot für systemfremde Mächte« neu gelesen werden.51 Aus westlicher Sicht ist klar, dass damit vor allem eine Rohstoff-Supermacht gemeint sein kann – China.

Insgesamt ist die geopolitische Sichtweise konfliktreich und potenziell kriegerisch. Internationaler Handel findet statt, ist aber gekennzeichnet durch Protektionismus und die Bildung konzentrierter geopolitisch-industrieller Großräume. Internationale Institutionen und Regelwerke behalten weiter ihre formale Gültigkeit. Doch der tatsächliche Verlauf der Ereignisse wird durch Machtpolitik bestimmt. In dieser Welt muss sich Europa erst noch positionieren und langfristig behaupten. Denn die Hauptmotivation des »alten Kontinents« war und ist es, Macht durch Recht zu zähmen. Recht ohne glaubhafte Machtdurchsetzung existiert allerdings nur auf dem Papier oder in idealistischen Weltvorstellungen.52 Der Wirtschaftsjournalist Wolfgang Münchau fasst das deutsche Wirtschaftsmodell pointiert zusammen: »Das deutsche Modell stellte bis dato eine Leugnung der Geopolitik dar – im Zeitalter der Geopolitik.«53

Die sprachliche Gestalt dieser konfliktreichsten aller Sichtweisen spiegelt sich in Begriffen wie Welt der Großmächte, Grand Strategy, Rohstoff-Geopolitik und Metallkrise wider.54 Nicht alle sind gleichermaßen geläufig und diskursprägend. Doch sie sind Ausdruck einer zunehmend hobbesianischen Welt. In ihr ist Unsicherheit ein strukturelles Merkmal internationaler Beziehungen, und Ressourcen werden erneut zu zentralen Elementen der Machtpolitik. In evolutionärer Hinsicht ließe sich argumentieren, dass die Geoökonomie in der geopolitischen Sichtweise an ihr Ende gelangt. Sie mündet in eine Welt der Großreiche, Ressourcen und Rivalitäten.

4. Die sozio-ökologische Sichtweise

In der sozio-ökologischen Sicht wird aus einem ganz anderen Blickwinkel auf die Rohstoffwelt geschaut und mit anderen Begriffen und Leitbildern argumentiert. Nicht der Markt oder die staatliche Rohstoffgeopolitik stehen im Fokus, sondern der Planet, die Umwelt und die Gesellschaft als komplexe Systeme.55 Es wird eine planetarische Perspektive eingenommen. Die Auswirkungen des weltweiten Rohstoffabbaus und die damit einhergehenden multiplen Folgen für die Ökosysteme und die betroffenen Gesellschaften stehen im Zentrum dieser Betrachtungsweise. Dies zeigt sich deutlich in der verwendeten Terminologie. Bergbau heißt hier nicht – wie im Marktliberalismus – Rohstoffgewinnung oder wie in der Geoökonomie Rohstoffsicherung, sondern Extraktivismus.56 Wenn Rohstoffe aus dem Boden extrahiert werden, werden sie nicht bloß entnommen, sondern sinnbildlich der Erde entrissen. Dem Konzept des Extraktivismus zufolge ist Bergbau eine globale Ausbeutungsökonomie; ein industrieller Raubzug an den Naturschätzen. Dieser Missbrauch des Planeten lege den Grundstein für eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die über ihre Verhältnisse lebt. Zwar generiert sie Arbeit und Wohlstand, doch konzentrieren sich diese vor allem auf die industrialisierten Länder des Westens beziehungsweise des Globalen Nordens. Die Länder des sogenannten Globalen Südens gelten in diesem weltumspannenden Ausbeutungssystem als billige, zu extrahierende Rohstoffkolonien, die in einem Ausbeutungs- und Abhängigkeitsverhältnis zu den rohstofffördernden und weiterverarbeitenden Industrieländern stehen. Politiktheoretisch zeigen diese Argumentationslinien eine enge Verzahnung von Antikapitalismus, Marxismus und wachstumskritischem ökologischen Denken. Vor diesem Hintergrund wird auch die »Energiewende« grundlegend anders interpretiert. Sie gilt nicht als eine Transformation von einer fossilen zu einer postfossilen, CO2-armen Energieerzeugung. Stattdessen wird sie als »Dekarbonisierungskonsens« bezeichnet, der zu einem »grünen Kolonialismus«57 geführt habe. Dieser neue Kolonialismus sei »materiell genauso enteignend wie andere koloniale Verhältnisse zuvor. Jedoch erschwert er den Widerstand, indem er sich selbst als umweltfreundlich und unentbehrlich erklärt, um der Menschheit eine Zukunft zu geben«58. Dieselben Phänomene – Rohstoffabbau und Energiewende – werden also diametral unterschiedlich bewertet. Sie erscheinen nicht als ökonomischer und geopolitischer Wettbewerb, sondern als Ausdruck einer neuen Ära des Rohstoffkolonialismus.

Bei einem solchen Grundverständnis überrascht es kaum, dass auch die Rolle des Staates, der Rohstoffunternehmen und globaler Lieferketten überwiegend negativ, bisweilen strukturell destruktiv, beurteilt wird. Hier zeigt sich der fundamentale Unterschied zur marktliberalen Perspektive besonders deutlich. Während der Staat dort primär förderliche Rahmenbedingen für Rohstoffunternehmen schafft und sich aus deren Geschäften weitgehend heraushält, ist er in der sozio-ökologischen Sicht »auf vielfache Weise in Konflikte um Land und Rohstoffe involviert«59. Der Staat gilt als Komplize und Mitverursacher eines ausbeuterischen Rohstoffsektors. Der Extraktivismus habe sich, ganz im Sinne eines berühmten Bibelverses, die Erde untertan gemacht. Um den Hunger dieser »imperialen Lebensweise«60 der wohlhabenden Gesellschaften zu stillen, seien nun Seltene Erden und andere kritische Rohstoffe an der Reihe. Dadurch würden globale Ungleichheitsstrukturen zwischen dem wohlhabenden Norden und dem ausgebeuteten Süden erzeugt und reproduziert. Die gesamte rohstoffbasierte Produktions- und Lebensweise ist demnach im Kern ungerecht, undemokratisch und patriarchalisch. Der neue Run auf kritische Rohstoffe im Zuge der grünen Transformation sei demnach nichts weiter als eine hegemoniale Erzählung des Nordens, um die rohstoffreichen Länder Lateinamerikas, Afrikas und Asiens in Abhängigkeit zu halten und an deren Naturschätze zu gelangen.61 Folglich führe der industrielle Bergbau – unabhängig von welchem Rohstoff – zu irreparablen Schäden an den Ökosystemen des Planeten. Er bereichere den Westen und China, während rohstoffreiche Staaten unter dem sogenannten Ressourcenfluch leiden.62 Der Rohstofffluch besagt, dass Länder, die reich an Bodenschätzen sind, trotzdem nicht von diesen profitieren und arm bleiben. Die Gewinne aus der Ausbeutung der Rohstoffe kommt in der Regel nur einer kleinen, meist korrupten Elite zugute. Die Volkswirtschaft wird ganz auf den extraktiven Rohstoffsektor ausgerichtet, wodurch andere Wirtschaftsbereiche verkümmern und nicht mehr wettbewerbsfähig sind. Durch politische Misswirtschaft wird der geologische Rohstoffreichtum somit zu einem Fluch für die Gesellschaft und die sozioökonomische Entwicklung des Landes. Nationale (Rohstoff-)Sicherheit (national security), so die Kritiker, dürfe daher nicht länger im Zentrum stehen. Oberstes Ziel müsse die menschliche Sicherheit (human security) und die Sicherstellung materieller Bedürfnisse für ein würdiges Leben sein.63

Das begriffliche und analytische Koordinatensystem der sozio-ökologischen Sicht ist also grundverschieden zur marktliberalen, geoökonomischen und geopolitischen Denkweise. Als zentrale Fixpunkte gelten hier: nicht Effizienz, sondern Nachhaltigkeit; nicht Rohstoffgeopolitik, sondern universelle menschliche Sicherheit; nicht Großmächterivalität, sondern planetare Ökosystemkrise. Entsprechend sind nicht nur die Akteure andere, sondern auch die Problemzusammenhänge. Daraus folgt zwangsläufig, dass auch die politischen Maßnahmen an anderen Stellschrauben ansetzen müssen. Die strategische Sicherung von Lagerstätten und die bessere Verzahnung zwischen Industrie und Staat gelten als kontraproduktiv, da sie die planetaren Krisen weiter verschärfen würden. Stattdessen müsse der generelle Ressourcenverbrauch insgesamt – allen voran in den Industriestaaten des Nordens – massiv zurückgefahren werden (Degrowth). An die Stelle von Bergbau solle verstärkt Recycling treten. Und der automobile Individualverkehr – auch in seiner batterieelektrischen Form – müsse durch einen besseren ÖPNV ersetzt werden.64

Kritiker der sozio-ökologischen Perspektive monieren beispielsweise, dass das berechtigte Ziel des planetaren Umwelt- und Naturschutzes nicht selten mit viel zu großen, unkonkreten oder unrealistischen Lösungsvorschlägen einhergeht. Die Forderung nach der absoluten Reduktion des globalen Ressourcenverbrauchs durch politisch angeordnete wirtschaftliche Schrumpfung hätte kaum absehbare wirtschaftliche Folgen und würde zu gesellschaftlicher Verarmung führen. Wer sollte eine solche Politik mit welcher Legitimität anordnen, durchsetzen und überwachen? Eine supranationale öko-soziale Weltregierung existiert nicht. Und im mächtigsten Gremium der Vereinten Nationen, dem Sicherheitsrat, werden vorrangig Fragen von Krieg und Frieden behandelt.

Zudem lässt sich allein mit Recycling nach dem aktuellen technischen Stand keine funktionierende Kreislaufwirtschaft errichten. Der Bedarf nach Rohstoffen kann auf absehbare Zeit allein dadurch nicht gedeckt werden, weshalb Bergbau für Jahrzehnte notwendig bleiben dürfte. Und die regulierte Zurückdrängung des Autoverkehrs mag in einzelnen Großstädten attraktiv erscheinen. Insgesamt ist dieser Vorschlag jedoch weder volkswirtschaftlich realistisch noch gesellschaftlich durchsetzbar. Zuletzt erscheint auch das dichotome Weltbild problematisch. Wirtschaft, Staat und Bergbau werden nahezu durchgehend fundamentalkritisch betrachtet und pauschal abgelehnt. »Die Gesellschaft«, indigene Gruppen und rohstoffreiche Länder erscheinen per se als Opfer oder ausgebeutete Subjekte. Der Westen und seine Konsumgewohnheiten gelten als haupt- oder alleinverantwortlich für die globalen Probleme der Rohstoffökonomie. Die Rolle Chinas und die schlechten politischen Regierungsperformances zahlreicher afrikanischer, lateinamerikanischer und asiatischer Länder und Autokratien samt miserabler Umweltbilanz bleiben oft unterbelichtet. Technologische Innovationen spielen in den Lösungsvorstellungen nur eine Nebenrolle. Stattdessen gelten der Staat und ein vage bestimmtes globales Verteilungsregime als bevorzugte Lösungsansätze. Insgesamt erschwert dies differenzierte Analysen und realistische Lösungsdiskussionen. So wichtig macht- und herrschaftskritische Perspektiven und das Aufzeigen der problematischen Seiten des Bergbaus auch sind: Die internationalen Rohstoffbeziehungen sind weit komplexer, facettenreicher und widersprüchlicher. Einfaches Schablonendenken, verfestigte Feindbilder und unrealistische Politikvorschläge führen hier nicht weiter. Und dennoch bleibt die Kenntnis dieses diskursprägenden Weltbildes von großer Bedeutung. Denn die sozio-ökologische Denkströmung beeinflusst Debatten und prägt auch politische Entscheidungen auf globaler Ebene.65

5. Wie schaut Deutschland auf die internationalen Rohstoffbeziehungen?

Gibt es einen spezifisch deutschen Blick auf die politische Rohstoffwelt? Oder lassen sich mehrere rohstoffpolitische Perspektiven unterscheiden? Und falls dies zutrifft: Welche dieser Sichtweisen ist besonders prägend und warum? Könnten sich daraus womöglich Verzerrungen in der Wahrnehmung und Bewertung der Realität ergeben? Die Frage berührt mehrere Aspekte der politischen Kultur des Landes. Sie reicht bis an die Identität und das Rollenverständnis der Republik heran. Die Rohstoffpolitik ist hierbei nur ein Politikfeld von vielen. Wie alle anderen Bereiche wird auch sie von gewissen Weltbildern, Traditionen und Grundannahmen über die Funktionsweise internationaler Wirtschaftsbeziehungen durchdrungen und vorgeprägt.

Dabei gilt: Staaten verfügen zwar über eine offiziell kommunizierte nationale Rohstoffpolitik. Innerhalb des politischen Systems gibt es jedoch stets diverse polit-ökonomische Weltanschauungen, die um Deutungshoheit und Einfluss ringen. Das beginnt bei der Bundesregierung, die sich in der Regel aus (mindestens) zwei Parteien mit je unterschiedlichen ideologischen Prägungen zusammensetzt. Auch in den Bundesministerien existieren politische »Hausmeinungen«, die sich zwar an der Spitze durch den jeweiligen Minister ändern, auf Beamtenebene jedoch lange fortbestehen. Und alle vier Jahre finden Bundestagswahlen statt, sodass sich die Grundsatzfrage stellt, ob es überhaupt politische Kontinuität in der Rohstoffpolitik gibt. Es ist daher notwendig, zwischen offizieller Rhetorik und tatsächlich ergriffenen – oder unterlassenen – politischen Maßnahmen zu differenzieren.

Nimmt man die offizielle Regierungsrhetorik, die strategischen Schlüsseldokumente und die Politikinstrumente zum Maßstab, lassen sich in der bundesdeutschen Rohstoffpolitik der letzten Jahrzehnte eine Reihe von Sichtweisen identifizieren. Insgesamt zeichnet sie sich durch eine Mischung aus marktliberalen, regulatorischen und sozio-ökologischen Politikansätzen aus. Diese Kombination folgt einer klaren Arbeitsteilung: Die deutsche Wirtschaft ist haupt- und alleinverantwortlich für die Rohstoffbeschaffung. Der Staat und die Politik halten sich dabei weitgehend zurück. Sie »flankieren« nur punktuell. Das heißt, wenn Probleme auf den Rohstoffmärkten auftreten, unterstützt die Bundesregierung ihre Wirtschaftsunternehmen durch Diplomatie, Finanzbeihilfen und den Einsatz für günstige Rahmenbedingungen. Alle Bundesregierungen – ganz gleich welcher Parteiprägung – verfolgten und verfolgen bis heute diese ordnungspolitisch strenge Rohstoffpolitik. In dieser marktliberalen Grundausrichtung ist nicht der Staat der Hauptakteur auf den internationalen Rohstoffmärkten, sondern die privaten Unternehmen.66

Dieser Politikansatz zeigt die passive ordnungspolitische Rolle einer Handelsnation, die an das freie Unternehmertum und internationale Regeln glaubt. Die deutsche Politik vertraut auf die ordnende Kraft der Weltmärkte bei der Rohstoffversorgung. Der Staat solle sich stets zurückhalten, weil er einer anderen – zum Beispiel sicherheitspolitischen – Logik folgt als die Unternehmen. Würde er sich allzu stark in das Marktgeschehen einmischen, könnte das das Marktgeschehen und die Handelsbeziehungen verzerren und die Preisbildung negativ beeinflussen. Unternehmen und Investoren könnten verunsichert und verschreckt werden, wenn auf einmal der Staat mitmischt. Den Unternehmen sei, so die Ansicht, am besten gedient, wenn die Politik durch regulatorische Maßnahmen, also Gesetze und Standards, Fehlentwicklungen auf den Märkten korrigiert. Diese marktliberale und regulatorische Sichtweise hat die deutsche Rohstoffpolitik über Jahre ausgezeichnet, und sie prägt sie bis heute.

Diese Haltung passt zum Selbstbild der Bundesrepublik als friedfertige Handelsnation. Seit dem Wirtschaftswunder und der Etablierung als (ehemaliger) Exportweltmeister gefällt sich Deutschland in der Rolle als Wirtschaftsmacht. Das bundesrepublikanische Selbstverständnis als Wirtschaftsnation, die mit jedem Land überall auf der Welt Handel treibt, hat zur Ausprägung einer bestimmten Sichtweise auf die Welt geführt. Dabei werden gedeihliche Handelsbeziehungen und das Völkerrecht stark gewichtet. Die »dunkle« Seite internationaler Beziehungen in Gestalt von Macht- und Geopolitik und staatlichen Rivalitäten wurde unterbewertet oder ganz ausgeblendet. Der Glaube an die friedensstiftende Kraft der Weltmärkte und internationale Regelwerke war stärker. Insofern führte die marktliberale Sichtweise zu einem blinden Fleck. Deutschland konzentrierte sich auf die Außenwirtschaft, blieb jedoch weitgehend blind für die Geopolitik oder ihre kleine transitorische Schwester, die Geoökonomie. Aus heutiger Sicht wirken die politischen Beschwörungsformeln jener Jahre gefährlich naiv: »Wandel durch Handel« gegenüber der Sowjetunion; »Wandel durch Verflechtung« mit Putins Russland. Und auch gegenüber der Volksrepublik China galt lange die Devise, dass Handel, Dialog und Verständnis politische Konflikte auflösen könnten.

Neben dieser Grundhaltung gewann im vergangenen Jahrzehnt eine zweite Perspektive an Bedeutung.
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